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A. Tragende Gründe und Beschluss 

werden ergänzt! 
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B. Bewertungsverfahren 

Nach § 20i Absatz 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen für Schutzimpfungen 
im Sinne des § 2 Nummer 9 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). Dies gilt für Schutzimpfungen, 
die wegen eines erhöhten Gesundheitsrisikos durch einen Auslandsaufenthalt indiziert sind, 
nur dann, wenn der Auslandsaufenthalt beruflich bedingt oder im Rahmen der Ausbildung 
vorgeschrieben ist oder wenn zum Schutz der öffentlichen Gesundheit ein besonderes 
Interesse daran besteht, der Einschleppung einer übertragbaren Krankheit in die 
Bundesrepublik Deutschland vorzubeugen (§ 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V). Einzelheiten zu 
Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen für Schutzimpfungen soll nach § 20i 
Absatz 1 Satz 3 SGB V der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 92 SGB V 
auf der Grundlage der Empfehlungen der Ständigen Impfkommission (STIKO) beim Robert 
Koch-Institut (RKI) unter besonderer Berücksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen 
für die öffentliche Gesundheit bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission sind durch den G-BA besonders zu begründen (§ 20i Absatz 1 
Satz 4 SGB V). 

Zu den Änderungen der STIKO-Empfehlungen hat der G-BA nach § 20i Absatz 1 Satz 5 SGB V 
innerhalb von zwei Monaten nach ihrer Veröffentlichung eine Entscheidung zu treffen. 

Für den Fall, dass eine Entscheidung durch den G-BA nicht fristgemäß zustande kommt, dürfen 
die von der STIKO empfohlenen Änderungen der STIKO-Empfehlungen (mit Ausnahme von 
Schutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 Satz 2 SGB V) zu Lasten der Gesetzlichen Krankenkassen 
erbracht werden, bis die Richtlinienentscheidung vorliegt. 

Mit dem Gesetz zur Zahlung eines Bonus für Pflegekräfte in Krankenhäusern und 
Pflegeeinrichtungen (Pflegebonusgesetz) ergeben sich Änderungen in der Schutzimpfungs-
Richtlinie in Bezug auf die Durchführung von Schutzimpfungen durch weitere berechtige 
Personen wie z. B. Durchführung von Grippeschutzimpfungen durch Apotheken. 

Mit der Änderung in § 2 wird ein Verweis angepasst. 

Mit den Anpassungen der §§ 6 und 7 wird klargestellt, dass die Pflichten zur Information sowie 
Aufklärungspflichten auch für die weiteren zur Durchführung von Schutzimpfungen 
berechtigten Personen gelten. 

Die Änderung in § 8 stellt klar, dass die Hinweise zur Dokumentation in Anlage 2 bei ärztlich 
durchgeführten Impfungen zu beachten sind. 

Die Änderung in § 9 ist erforderlich geworden, da Schutzimpfungen auch durch weitere 
berechtigte Personen, wie z. B. Apotheker und Apothekerinnen, erfolgen können. 

Die Anpassung der Überschrift zu § 10 stellt klar, dass der Satz 3, nach dem die Berechtigung 
zur Durchführung von Schutzimpfungen nach anderen bundesrechtlichen Vorschriften 
unberührt bleibt, sich nicht allein auf impfende Ärztinnen und Ärzte sondern auch auf die 
weiteren zur Durchführung von Schutzimpfungen berechtigten Personen nach Maßgabe der 
für sie geltenden bundesrechtlichen Bestimmungen bezieht. 

Mit Beschluss vom 18. August 2022 hat der G-BA die STIKO-Empfehlung zur Impfung gegen 
Affenpocken umgesetzt und dabei auch Dokumentationsziffern für die Indikationsimpfung 
festgelegt. Mit der Änderung in Anlage 2 werden nun auch Dokumentationsziffern für eine 
Impfung gegen Affenpocken aufgrund beruflicher Indikation bestimmt. 

Aus den eingegangenen Stellungnahmen der Bundesärztekammer (BÄK) und der 
Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände e. V. (ABDA) haben sich im Ergebnis keine 
Änderungen ergeben. 
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C. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfahrens 

Gemäß § 91 Absatz 5 SGB V ist bei Beschlüssen, deren Gegenstand die Berufsausübung der 
Ärzte, Psychotherapeuten oder Zahnärzte betrifft, der jeweiligen Arbeitsgemeinschaft der 
Kammern dieser Berufe auf Bundesebene Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der 
Unterausschuss Arzneimittel des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) hat in seiner 
Sitzung am 23. August 2022 entschieden, der Bundesärztekammer gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 
i. V. m. § 11 des 1. Kapitels der Verfahrensordnung des G-BA Gelegenheit zur Stellungnahme 
vor einer endgültigen Entscheidung des G-BA über die Änderung der Richtlinie über 
Schutzimpfungen nach § 20i Absatz 1 SGB V (Schutzimpfungs-Richtlinie/SI-RL) nach § 92 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 15 SGB V zu geben. Mit Schreiben vom 6. September 2022 wurden 
der Bundesärztekammer (BÄK) und der Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände 
e. V. (ABDA) der Beschlussentwurf und die Tragenden Gründe übermittelt. 

Darüber hinaus ist jedem, der berechtigt ist, zu einem Beschluss des G-BA Stellung zu nehmen 
und eine schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, nach § 91 Absatz 9 SGB V in der Regel 
auch die Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben. Sowohl die BÄK als auch 
die ABDA haben eine Teilnahme an der mündlichen Anhörung abgesagt. 
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1. Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens 
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2. Übersicht der eingegangenen Stellungnahmen 

Organisation Eingangsdatum 

ABDA 30.09.2022 

BÄK 04.10.2022 

3. Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

1. Stellungnahme BÄK 

Die Bundesärztekammer (BÄK) verweist darauf, dass sie sich in den vergangenen Jahren 
mehrfach im Zuge verschiedener Gesetzgebungsverfahren – zuletzt in ihrer Stellungnahme 
zum Covid-19-Schutzgesetz – gegen eine Übertragung des Impfrechts von Ärztinnen und 
Ärzten auch auf andere Professionen aus dem Gesundheitswesen ausgesprochen hat. Aus 
ihrer Sicht fehlen bis dato überzeugende Daten zur Sicherstellung eines flächendeckenden 
Impfangebots durch eine Einbindung weiterer Berufsgruppen Die BÄK steht einer 
Übertragung des Impfrechts auf andere Professionen aus dem Gesundheitswesen im Sinne 
des Patientenschutzes äußerst kritisch gegenüber, da bei seltenen, aber durchaus 
schwerwiegenden Impfkomplikationen – etwa einer allergischen Reaktion – ärztliche 
Notfallmaßnahmen eingeleitet werden müssen. Eine ärztliche Schulung genügt nach 
Auffassung der BÄK nicht, um weitere Personengruppen zum eigenverantwortlichen Impfen 
zu befähigen und zudem mit den erforderlichen Notfallmaßnahmen effizient vertraut zu 
machen, um Gefahren für die Patientensicherheit sicher abwenden zu können. 

Auch sind aus Sicht der BÄK zur Erhöhung der Durchimpfungsrate in Deutschland keine 
zusätzlichen Impfangebote notwendig, sondern vielmehr gut verständliche, wissenschaftlich 
fundierte und auf die verschiedenen Zielgruppen angepasste Informationen zur Aufklärung 
über Schutzimpfungen, welche im Internet (z. B. über soziale Medien und Netzwerke) sowie 
in Arztpraxen und auch in Apotheken zur Verfügung gestellt werden sollten.  

Im Ergebnis sieht die BÄK die Änderungen der SI-RL daher überaus kritisch und lehnt diese aus 
den genannten Gründen ab. 

Bewertung: 

Unabhängig von Stellungnahmen der BÄK im Rahmen von Gesetzgebungsverfahren hat der 
G–BA die geltenden gesetzlichen Regelungen zu beachten und in seiner Schutzimpfungs-
Richtlinie entsprechend zu berücksichtigen. Der G-BA hat keine Befugnis von dem gesetzlich 
vorgegebenen Rahmen zur Berechtigung der Durchführung von Schutzimpfungen in der SI-RL 
abzuweichen. Da die BÄK in Bezug auf die Anpassung der SI-RL an das Pflegebonusgesetz keine 
konkreten Anpassungen des Beschlusses vorschlägt, ergibt sich somit aus der Stellungnahme 
im Ergebnis keine Änderung.  

2. Stellungnahme ABDA 

Die ABDA erachtet die vorgesehene Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie im Sinne einer 
Einbeziehung von Apothekerinnen und Apothekern als zur Durchführung einer Schutzimpfung 
berechtigte Personen als sachgerecht. 

Darüber hinaus regt die ABDA an, den Kreis der Anspruchsberechtigten bei der 
Standardimpfung gegen Influenza auf Personen ab 18 Jahren zu erweitern. Die ABDA 
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begründet dies neben einem Schutz vor der Krankheitslast damit, dass eine Impfung gegen 
Influenza auch vor Arbeitsausfall und damit verbundenem volkswirtschaftlichen Schaden 
schützen kann und verweist diesbezüglich auf die Einschätzung des Kieler Instituts für Welt-
wirtschaft (IfW), wonach eine schwere Grippewelle zu einem volkswirtschaftlichen Verlust in 
zweistelliger Milliardenhöhe führen könne. 

Zudem empfehle die Weltgesundheitsorganisation WHO die generelle Influenza-Impfung 
bereits bei Kindern ab 6 Monaten und diese Empfehlung würde auch in immer mehr EU-
Ländern sowie in den USA umgesetzt. Auch die Sächsische Impfkommission (SIKO) empfehle 
die allgemeine Influenza-Impfung ab 6 Monaten. 

Apothekerinnen und Apotheker impften bereits seit Herbst 2020 Versicherte ab 18 Jahren 
gegen Influenza im Rahmen von Modellvorhaben und dieses Angebot würde insbesondere 
auch von Personen unter 60 Jahren in Anspruch genommen, die sich bisher nicht gegen Grippe 
hätten impfen lassen. 

Die ABDA weist darauf hin, dass fast alle Bundesländer die Impfung gegen Influenza für 
Jugendliche und Erwachsene uneingeschränkt empfehlen würden auch die Empfehlung der 
Ständigen Impfkommission (STIKO) hinaus. Zwar sei damit kein Anspruch auf Erstattung durch 
die Krankenkassen verbunden, allerdings würden diese Kosten von den Krankenkassen 
übernommen. Insofern wäre es aus Sicht der ABDA kontra-produktiv, wenn in Apotheken nur 
auf Grundlage der Schutzimpfungs-Richtlinie des G-BA, die wiederum ausschließlich auf die 
Empfehlungen der STIKO abstellt, geimpft werden dürfte. 

Daher rät die ABDA dazu, auch im Sinne der vom Gesetzgeber intendierten Erhöhung der 
Impfquote, Grippeimpfungen ab einem Alter von 18 Jahren zu empfehlen und in der 
Schutzimpfungs-Richtlinie zu verankern. 

Bewertung: 

Wie die ABDA selbst ausführt hat der G-BA nach § 20i Absatz 1 Satz 3 SGB V Einzelheiten zu 
Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen auf der Grundlage der Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission zu bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission sind durch den G-BA besonders zu begründen (§ 20i Absatz 1 
Satz 4 SGB V). Die Empfehlungen der WHO sind insoweit für den G-BA nicht maßgeblich. Die 
STIKO empfiehlt die Impfung gegen Influenza als Standardimpfung allen über 60 Jährigen, 
sowie als Indikationsimpfung weiteren Personengruppen wie z. B. Schwangeren, Personen ≥6 
Monate mit erhöhter gesundheitlicher Gefährdung infolge eines Grunderkrankung oder 
Personen BewohnerInnen von Alters- oder Pflegeheimen. Diese Empfehlung hat der G-BA 
umgesetzt. 

In Bezug auf die Frage „Warum wird eine Impfung gegen Influenza nicht für alle empfohlen?“ 
wird auf den erst kürzlich aktualisierten Internetseiten des RKI Folgendes ausgeführt:  

„Eine Influenza-Erkrankung bei gesunden Kindern oder bei Erwachsenen unter 60 Jahren 
verläuft in der Regel ohne schwerwiegende Komplikationen. Auch im Rahmen der COVID-19-
Pandemie hat sich die STIKO gegen eine generelle Impfempfehlung ausgesprochen (siehe 
Stellungnahme der STIKO: Bestätigung der aktuellen Empfehlungen zur saisonalen 
Influenzaimpfung für die Influenzasaison 2020/21 in Anbetracht der Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie, EpidBull 32+33/2020). 

Dass die Ständige Impfkommission (STIKO) die Influenza-Impfung nur für bestimmte 
Personengruppen empfiehlt (siehe "Für wen wird die Impfung gegen die saisonale Influenza 
empfohlen?"), bedeutet jedoch nicht, dass die STIKO von einer Influenzaimpfung anderer 
Personen abrät. Bei Bedarf sollte geklärt werden, ob die Krankenkasse die Kosten übernimmt. 
Auch viele Arbeitgeber bieten ihren Angestellten die Influenzaimpfung an, um 
Grippeerkrankungen und dem damit verbundenen Arbeitsausfall vorzubeugen. 



20 

 Stand 16.09.2022“ 

Sollte die STIKO zukünftig zu einer anderen Einschätzung und Änderung ihrer Empfehlung zur 
Impfung gegen Influenza kommen, wird der G-BA dies zum Anlass für eine Aktualisierung 
seiner Schutzimpfungs-Richtlinie nehmen. Der G-BA geht davon aus, dass die STIKO im 
Rahmen ihrer Aktualisierung von Impfempfehlungen, sowohl die den Empfehlungen der WHO 
zugrundliegenden Daten als auch zur Verfügung gesundheitsökonomische Studien mit 
einbezieht. Wenn die ABDA auf die Einschätzung des Kieler Instituts für Weltwirtschaft (IfW) 
zu volkswirtschaftlichen Verlusten durch eine Grippewelle verweist, wird diesbezüglich keine 
Quelle vorgelegt. Auch auf der Internetseite des iFW konnte lediglich ein Link zu einem Artikel 
der „Welt am Sonntag“ vom 24.10.2021 gefunden werden. Dort heißt „Sollte es in dieser 
Saison zu besonders vielen Atemwegserkrankungen wie zwischen Oktober 2017 und April 
2018 kommen, könnte ein volkswirtschaftlicher Verlust von bis zu 30 Milliarden Euro 
entstehen. Das geht aus Schätzungen des Kieler Instituts für Weltwirtschaft (IfW) für WELT 
AM SONNTAG hervor.“ Eine Quelle für diese Schätzungen lässt sich dem Artikel nicht 
entnehmen. 

Dem Vorschlag der ABDA den Anspruch für eine Standardimpfung gegen Influenza ab einem 
Alter von 18 Jahren in der SI-RL vorzusehen, wird unter Berücksichtigung Stellungnahme der 
STIKO zur „Bestätigung der aktuellen Empfehlungen zur saisonalen Influenzaimpfung für die 
Influenzasaison 2020/21 in Anbetracht der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie“ 
(Epidemiologisches Bulletin 32+33/2020) nicht gefolgt. 

Hiervon unbenommen können die Krankenkassen nach § 20i Absatz 2 SGB V in ihrer Satzung 
weitere Schutzimpfungen und andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe vorsehen, wie 
z. B. die Influenza-Impfung für alle über 18 Jährigen. 
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